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Deutschland 


5 | 
Mut zur Veränderung 


Was Sie persönlich für Deutschland tun können 


Mancherorts 
gibt es bereits lebendige, fleißig arbei- 
tende und im Regelfall auch politisch 
erfolgreiche nonkonforme Verbände, 
zu denen unsere Bürgerbewegung 
nicht in Konkurrenz treten will. Die poli- 
tikfähigen, zukunftsorientierten Patri- 
oten müssen an einem Strang ziehen. 
Der Aufbau kann nur von unten nach 
oben erfolgen. 

Pro Deutschland gibt jedermann, 
der bei sich vor Ort einen Kreisver- 
band aufbauen und konstruktive Arbeit 
für unser Land leisten will, die dafür er- 
forderlichen Werbemittel und das or- 
ganisatorische Gerüst an die Hand. 
Wir möchten unsere Erfahrung an Sie 
weitergeben. Was Sie daraus machen, 
wie erfolgreich Sie sind, ob auch Sie 
bei der nächsten Kommunalwahl in 
den Rat Ihrer Heimatstadt einziehen, 
ist Ihre Sache! 

Was möglich ist, hat das Kölner 
Beispiel von 2004 gezeigt. Jetzt sind 
Sie an der Reihe! Alle Chancen liegen 
bei Ihnen: Sie müssen nur den Mut ha- 
ben, den ersten Schritt zu tun! 

Unruhe ist heute die erste Bürger- 
pflicht. Bitte machen Sie mit, steigen 
Sie ein in eine neue Politik für 
Deutschland und für Ihre Heimatstadt! 
Sprechen Sie Freunde, Verwandte 
und Bekannte auf die Möglichkeit an, 
Mitglied bei pro Deutschland zu wer- 
den! Nur gemeinsam haben wir eine 
Chance, politische Veränderungen 
durchzusetzen. 

Ich würde mich sehr freuen, Ihnen 
möglichst bald den Mitgliedsausweis 
von pro Deutschland übersenden zu 
können! 

Manfred Rouhs 
Bundesvorsitzender 


Bei der Kommunalwahl 2004 hat die Bür- 
gerbewegung pro Köln e.V. aus dem 
Stand 4,7 Prozent der Wählerstimmen 
eingefahren und den Sprung in den Rat in 
Fraktionsstärke sowie in sämtliche Be- 
zirksvertretungen der Domstadt ge- 
schafft. Dieses bemerkenswerte Wahler- 
gebnis kam gegen die Massenmedien zu- 
stande. Pro Köln wurde totgeschwiegen. 
Die Bürgerbewegung aber baute sich ein 
Umfeld auf, das groß genug war, um bei 
der Wahl an fünf Prozent der Wähler- 
stimmen heranzukommen. Ein bis dahin 
einmaliger Erfolg! 


Es gilt, auf gleichem Wege überall in un- 
serem Land politisch durchzubrechen. Des- 
halb haben pro-Köln- 
Mitglieder die 
Bürgerbewegung pro 
Deutschland ins Leben 
gerufen. 


Die Anatomie des 
Kölner Wahlerfolges 
lag quer zu allen Me- 
chanismen, die früher - 
meist vorübergehend - 
nonkonformen politi- 
schen Kräften zu parla- 
mentarischen Erfolgen 
verholfen haben. Bis- 
lang kam es für die Pa- 
trioten vor allem darauf 
an, die Schweigeme- 
chanismen der Massenmedien zu durchbre- 
chen, um Protestwähler zu mobilisieren. In 
Hamburg gelang der Schill-Partei im Jahre 
2001 der bislang größte Erfolg einer in der 
Öffentlichkeit als rechtsgerichtet wahrge- 
nommenen Wahlplattform. Nachdem die 
Springer-Medien, allen voran die „Bild“-Zei- 
tung, aus dem „gnadenlosen“ Amtsrichter 
Ronald B. Schill eine allseits bekannte 
Größe gemacht hatten, zog seine Partei mit 
mehr als 20 Prozent der Stimmen in den 
Landtag der Hansestadt ein. 


In Köln war es 2004 genau umgekehrt: 
Die Massenmedien haben gemauert. Keine 
noch so kleine Meldung über pro Köln sik- 
kerte durch die Filter bei Presse, Rundfunk 


und Fernsehen. Eine kurz vor der Wahl ver- 
öffentlichte, manipulierte Meinungsumfrage 
erweckte den Eindruck, pro Köln sei nicht 
existent. Der Bekanntheitsgrad der Bürger- 
bewegung, deren finanzielle Möglichkeiten 
für den Wahlkampf in einer Stadt mit einer 
Million Einwohnern begrenzt waren, dürfte 
deutlich unter 50 Prozent gelegen haben. 
Trotzdem zog pro Köln in Fraktionsstärke in 
den Stadtrat ein. Das Umfeld der Bürgerbe- 
wegung umfaßte am Wahltag in der Dom- 
stadt 13.000 Haushalte. Es ist mittlerweile 
noch weiter angewachsen. Die in diesen 
Haushalten lebenden Wahlberechtigten ma- 
chen bei einem kommunalen Urnengang 
mehr als vier Prozent der Stimmen aus. 
Diese mehr als vier Prozent haben im Jahr 


2004 die richtige Liste angekreuzt. Die 
Macht der Massenmedien ist dadurch in 
Köln noch nicht gebrochen, aber kleiner ge- 
worden. 


Die Prinzipien der politischen Aufbauar- 
beit, die den Hamburger Wahlerfolg der 
Schill-Partei von 2001 ermöglicht haben, 
lassen sich nicht beliebig reproduzieren. Sie 
sind zudem weder belastbar, noch zukunfts- 
weisend. Schill wurde instrumentalisiert, um 
den bis 2001 von der SPD dominierten Ham- 
burger Senat zu kippen. Eine schwarz-gelbe 
Regierung sollte ins Amt gehievt werden - 
mit Schill als Steigbügelhalter. Die Massen- 
medien vergaben zu diesem Zweck zeitlich 
begrenzt ihre Gunst an seine Partei und ent- 


zogen sie wieder, als der Mohr seine Schul- 
digkeit getan hatte. Bei der nächsten Wahl 
versank Schill, auch dank vieler hausge- 
machter Fehler, in der Bedeutungslosigkeit. 


Das Kölner Erfolgsmodell von 2004 ist 
dagegen grundsätzlich auf jede andere Re- 
gion in Deutschland übertragbar. Es gilt, 


1. regionale Themen zu suchen, insbe- 
sondere zum Komplex „multikulturelle Ge- 
sellschaft“, an denen sich die Meinungen in 
der Bevölkerung reiben. Das kann der Bau 
einer repräsentativen Moschee sein, oder 
Probleme mit einem Asylantenheim, oder 
die Diskussion über eine Koranschule, usw. 


2. Dazu muß eine seriöse, an das zustän- 
dige Gremium gerichtete Petition oder ein 
„Offener Brief‘ an die regionalen Politiker 
gemacht werden. 


3. Jeder, der die Petition oder den „Of- 
fenen Brief‘ unterschreibt, muß einge- 
bunden werden. Adressenpflege und -Struk- 
turierung sowie die regelmäßige Aussen- 
dung eigener Informationsschriften dienen 
dieser notwendigen Einbindung. 


Das Modell finden Sie unter „Konzept“ 
auf der Internetseite der Bürgerbewegung 
pro Deutschland veröffentlicht. 


Der Ansatz der Bürgerbewegung hat 
einen schwerwiegenden „Nachteil“: er ist mit 
regelmäßiger, nach außen gerichteter politi- 
scher Arbeit verbunden. Vor Ort muß jemand 
da sein, der die Aktivitäten antreibt, der kon- 
tinuierlich (mindestens) acht bis zehn 
Stunden wöchentliche Arbeitszeit in den Ver- 
band investiert. Wo es nicht wenigstens 
diesen einen Menschen gibt, der regionaler 
Motor des Aufbaus ist, sind politische Erfolge 
von Anfang an ausgeschlossen. 


Die Info-Schrift „Pro Deutschland“, deren 
erste Ausgabe Sie in der Hand halten, dient 
dem Zweck, Unterstützer für das Konzept 
der Bürgerbewegung zu gewinnen, aber 


auch „Antreiber“, die außerhalb Kölns politi- 
sche Arbeit leisten wollen. Auch auf Sie, 
lieber Leser, kommt es an! Sie entscheiden 
mit über die Zukunft unseres Landes! 


Aus dem etablierten politischen Apparat 
heraus sind kaum grundlegende politische 
Veränderungen 
zu erwarten. 
Zwar hat die 
schwarz-rote 
Bundesregie- 
rung für das 
Jahr 2006 eine 
ganze Reihe 
guter Vorsätze 
gefaßt. Innen- 
minister Wolf- 
gang Schäuble 
weist die „eu- 
ropäische Stra- 
tegie zur le- 
galen 
Einwanderung“ zurück und stellt klar, daß 
Deutschland Herr über seine Außengrenze 
bleiben soll. Bundesfinanzminister Peer 
Steinbrück will die Nettozahlungen Deutsch- 
lands an die Europäische Union reduzieren. 
Es könne nicht sein, daß Deutschland „an 
einem Tag ermahnt wird, die Maastricht-Kri- 
terien einzuhalten. Und schon am nächsten 
Tag schließt man es in Europa nicht aus, daß 
Deutschland seine Nettozahlerposition künf- 
tig noch ausweiten könnte.“ Und Bundesprä- 
sident Horst Köhler beklagt den Bevölke- 
rungsschwund sowie die Überalterung der 
Deutschen und den Umstand, daß in einigen 
großen Städten immer mehr Menschen le- 
ben, die selbst oder deren Eltern aus dem 
Ausland zugewandert seien. 


Jetzt müßten die Regierenden eigentlich 
nur noch die richtigen Konsequenzen aus 
ihren eigenen schönen Reden ziehen. Dies 
indessen sollten wir besser nicht wirklich er- 
warten - das erspart Enttäuschungen. Eher 
müssen wir davon ausgehen, daß die von 
manchen Verantwortlichen schon ganz 
richtig erkannten strategischen Notwendig- 
keiten im politischen Alltagsbetrieb unter die 
Räder kommen werden - wie schon in der 
letzten Legislaturperiode, und in der davor, 
und so weiter. Die Lobbyisten der Globali- 
sierer haben sich bislang immer wieder als 
stärker erwiesen. Dagegen scheinen die 
ganz normalen Bürgerinnen und Bürger un- 
seres Landes kaum eine wirksame Interes- 
senvertretung in Berlin, Brüssel und Straß- 
burg zu haben. 


Die Durchsetzung des Rechtes der Men- 
schen, bei Wahlen Einfluß zu nehmen auf 
den politischen Entscheidungsprozeß, setzt 
eine wählbare, seriöse Opposition zu den 
Groß-Koalitionären voraus. Die kann weder 
von der FDP, noch von den Grünen verkör- 
pert werden; beide Parteien stehen als 


Bündnispartner von gestern in Lauerstellung 
für künftige Verbindungen mit den Unions- 
parteien bzw. der SPD. Wer nicht sein Kreuz 
ganz links machen will, bei den SED-Nach- 
folgern um Gregor Gysie und Oskar Lafon- 
taine, hat in den meisten deutschen Städten 
und Landkreisen im engeren Sinne des 


Gerda Wittuhn 


Mitglied des 
Bundesvorstandes 


Wortes keine Wahl: Ihm fehlt die Alternative, 
über die sich die Interessen der ganz nor- 
malen Bürger durchsetzen lassen könnten - 
die Lobby pro Deutschland. 


Das läßt sich ändern. Besser heute als 
morgen! 


Das Schicksal Deutschlands entscheidet 
sich nicht in Brüssel oder Straßburg und 
auch nicht in den großzügig möblierten 
Büros der Minister und Staatssekretäre in 
Berlin oder in den Landeshauptstädten. Ent- 
scheidend ist vielmehr, was bei Ihnen vor Ort 
geschieht. Falls sich überall im Lande der 
Bürgerwille organisiert, wird das politische 
Gesicht der Republik morgen ein anderes 
sein. 


Die für Sie wirklich wichtige Frage lautet: 
Was geschieht bei Ihnen, geneigter Leser, 
vor Ihrer Haustüre? Gibt es dort bereits eine 
fleißige und gut organisierte Opposition für 
unser Land, die den Regierenden Beine 
macht? - Dann machen Sie mit! Und falls es 
eine solche Opposition noch nicht gibt, dann 
sollten Sie sich einen Ruck geben und selbst 
aktiv werden - pro Deutschland. 
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Was wir wollen 


Auszüge aus dem Programm der Bürgerbewegung pro Deutschland 


Der vollständige Programmtext enthält darüber hinaus Aussagen zu den 
Themen Familie, Bildung und Gesundheit 


HE Präambel 


Die Bürgerbewegung pro Deutschland ver- 
steht sich als politische Vereinigung von 
Menschen, die den abendländischen Cha- 
rakter Deutschlands bewahren wollen. Sie 
bekennt sich zu den Werten der freiheitlich- 
demokratischen Grundordnung des Grund- 
gesetzes der Bundesrepublik Deutschland. 


BE Mensch und Staat 


Die Bürgerbewegung pro Deutschland 
macht sich stark für die Freiheit des Bürgers 
von staatlicher Bevormundung. Sie fordert 
eine wirksame Eindämmung des Miß- 
brauchs staatlicher Gewalt durch Interes- 
sengruppen, die immer wieder erfolgreich 
ihre partikularen Belange gegen die Belange 
der Mehrheit des Volkes durchgesetzt ha- 
ben. Dafür ist die Transparenz politischer 
Entscheidungsprozesse eine wesentliche 
Voraussetzung. Die Beratung und Regelung 
der öffentlichen Angelegenheiten darf nicht 
exklusiven Macht-Zirkeln vorbehalten blei- 
ben. Sie muß vielmehr öffentlich in den dafür 
vorgesehenen staatlichen Institutionen erfol- 
gen. 


Die Bürgerbewegung pro Deutschland be- 
kennt sich zur Bundesrepublik Deutschland 
als dem demokratisch verfaßten National- 
staat der Deutschen. Sie setztsich ein für die 
Erneuerung des Staates vom Haupt bis zu 
den Gliedern. Deshalb sind ihre Mitglieder 
bereit, in den Parlamenten und in den Gre- 
mien der kommunalen Selbstverwaltung 
Verantwortung zu übernehmen. 


E Gewaltenteilung 


Die Trennung der drei Gewalten - Gesetzge- 
bung (Parlamente), Rechtsprechung (Ge- 
richte) und Ausführung (Verwaltung, Polizei) 
- ist Grundlage des demokratischen Rechts- 
staates. Sie wird in Deutschland immer mehr 
durch den um sich greifenden Parteienfilz 
ausgehöhlt. Immer öfter werden Gerichts- 
und Polizeipräsidenten sowie Verwaltungs- 
beamte nicht nach ihrer fachlichen Qualifika- 
tion, sondern nach ihrem Parteibuch ausge- 
sucht. 


Die Bürgerbewegung pro Deutschland for- 
dert das Ende der Parteibuchwirtschaft! Wer 
die Gewaltenteilung aushöhlt, legt Hand an 
die Fundamente des demokratischen 


Rechtsstaates. Er muß in die Schranken ver- 
wiesen werden! 


HE Demokratie 


Die Bürgerbewegung pro Deutschland be- 
kennt sich zu Demokratie und Meinungsfrei- 
heit. In politischen Auseinandersetzungen 
müssen auch unbequeme Ansichten ge- 
duldet werden. Die Chancengleichheit aller 
Teilnehmer des politischen Wettbewerbes 


Gewinner und keine Verlierer kennen, ver- 
sucht offensichtlich, die Öffentlichkeit hinters 
Licht zu führen. Pro Deutschland will die 
Multis und die Geldkonzerne schwächen, 
aber die Arbeiter, Angestellten und Beamten 
sowie die kleinen Gewerbetreibenden und 
die mittelständischen Unternehmen stärken. 


E Renten 


Die ältere Generation hat Deutschland nach 
dem Krieg wieder aufgebaut und mit ihrer 
Lebensleistung die Grundlagen für den 
Wohlstand der Jüngeren gelegt. Sie verdient 
es nicht, von der Politik als lästiger Bittsteller 
behandelt und finanziell ausgeblutet zu wer- 
den. Längst haben die Rentner einen erheb- 
lichen Teil ihrer Kaufkraft eingebüßt. Sie 
werden um die Früchte ihrer jahrzehnte- 
langen Zahlungen in die Rentenkassen be- 


Prof. Dr. Tilmann Reichelt 
Bundesschatzmeister 


muß gewährleistet sein. Es gilt, insbeson- 
dere auf kommunaler Ebene die Bürge- 
rinnen und Bürger nachhaltiger in die Ent- 
scheidungsprozesse einzubinden. Politik 
muß deshalb öffentlich durchschaubar und 
politische Teilhabe für jedermann muß mög- 
lich gemacht werden. 


BE Soziale Gerechtigkeit 


Die Bürgerbewegung pro Deutschland for- 
dert die Wiederherstellung der sozialen 
Marktwirtschaft in Deutschland. Sie erteilt 
der Idee des globalisierten Arbeitsmarktes 
eine Absage. Während die alten politischen 
Kräfte den Globalisierungskonzernen 
ständig nachgeben, Arbeitsplätze exportie- 
ren, dabei gleichzeitig Arbeitssuchende im- 
portieren und so das Lohn- und Beschäfti- 
gungsniveau in Deutschland nach unten 
drücken, fordert pro Deutschland die Politik 
zur Zurückweisung der Machtansprüche der 
multinationalen Unternehmen und insbeson- 
dere der Großbanken und Versicherungs- 
konzerne auf. 


Wer wirtschaftliche Veränderungen will, muß 
deren Gewinner und Verlierer offen und ehr- 
lich benennen. Wer, wie viele Politiker, be- 
hauptet, seine Wirtschaftspolitik würde nur 


trogen. Dieser breit angelegte Volksbetrug 
muß ein Ende haben! Die Verantwortlichen 
sind politisch zur Rechenschaft zu ziehen! 


E Kriminalität 


Polizei und Justiz müssen im Umgang mit 
Kriminellen endlich die Samthandschuhe 
ausziehen. Dafür brauchen sie Rückhalt aus 
der Politik. Die Bürgerbewegung pro 
Deutschland fordert: Opferschutz vor Täter- 
schutz! 


Straftäter, die Wohnungseinbrüche, Dieb- 
stähle oder Raubdelikte begangen haben, 
müssen mit der vollen Härte des Gesetzes 
konfrontiert und nicht, wie heute üblich, erst 
nach einer sehr großen Zahl von nachgewie- 
senen Delikten zu einer Haftstrafe verurteilt 
werden. Das berechtigte Interesse der ge- 
setzestreuen Bürgerinnen und Bürger am 
Schutz vor Gewalt- und Eigentumsdelikten 
ist der Bürgerbewegung pro Deutschland 
wichtiger als das unberechtigte Interesse der 
Täter, möglichst lange auf freiem Fuß zu 
bleiben, um weitere Straftaten begehen zu 
können. 


Gefängnisse dürfen nicht zu Erholungs- 
heimen umfunktioniert werden. Strafgefan- 


Bürgerbewegung 
pro „Deutschland 


Postfach 30 10 10, 50780 Köln 
Fax 02 21 - 420 11 08 


Aufnahmeantrag 


Hiermit beantrage ich die Aufnahme in die Bürgerbewegung pro 
Deutschland als Fördermitglied gemäß 8 6 Absatz 4 der Satzung. 


Vor- und Zuname> 


Straße und Hausnummer oder Postfach> 


Postleitzahl und Wohnort 


Telefon» Beruf) 


Geburtsdatum und -Ort 


Ich bin Mitglied bei Partei, Verein» ch war Mitglied bei Partei, Verein» 


Ich bekenne mich zu den Werten der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland. 


Bitte legen Sie nach Möglichkeit ein 


Ka eis bei! 
paßfoto für Ihren MitgliedsauswW D a uU e ra u ft ra g 


<Geldinstitut> 


Bankleitzahl» 


jeweils zum 1. des Monats den 


Konto-Nummer 


Bitte überweisen Sie ab dem 
Betrag von Euro (mindestens Euro 5,00) unter Angabe des Ver- 
wendungszwecks „Mitgliedsbeitrag“ an die Bürgerbewegung pro Deutsch- 


land, Konto Nr. 35 10 18 72, Sparkasse KölnBonn, BLZ 380 500 00. 


Ort und Datum» Unterschrift> 


gene sollen im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
zur Arbeit herangezogen werden, um einen 
Beitrag zur Finanzierung ihrer Haft zu lei- 
sten. 


Sexualstraftäter und insbesondere Kinder- 
schänder sollen nicht mehr - wie heute üb- 
lich - nach einer kurzen Haftstrafe mit an- 
schließender psychiatrischer Behandlung 
erneut auf die Öffentlichkeit losgelassen 
werden. 


u Extremismus 


Die Bürgerbewegung pro Deutschland erteilt 
jeder Form von politischem Extremismus 
eine scharfe Absage. Die Teilnahme am poli- 
tischen Wettbewerb in Deutschland setzt die 
Anerkennung der Werte des Grundgesetzes 
voraus. Das Recht auf freie Meinungsäuße- 
rung stößt dort an eine Grenze, wo Gewalt 
als Mittel politischer Auseinandersetzungen 
gepredigt oder eingesetzt wird. Die Bürger- 
bewegung pro Deutschland fordert ein 
Verbot aller politischen Vereinigungen, die 
das Gewaltmonopol des Staates mißachten. 


u Ausländerpolitik 


Deutschland darf kein Einwanderungsland 
werden. Die Situation auf dem deutschen Ar- 
beitsmarkt erfordert nicht mehr Zuwande- 
rung, sondern mehr Bildung. Die Politik muß 
endlich bereit sein, aus dem Scheitern der 
„multikulturellen Gesellschaft“ Konsequen- 
zen zu ziehen. Die Bürgerbewegung pro 
Deutschland fordert denjenigen Teil der in 
Deutschland lebenden Ausländer, der unser 
Land als seine Heimat ansieht und hier auf 
Dauer leben möchte, dazu auf, die deutsche 
Sprache zu erlernen und die Kultur unseres 
Landes zu achten. Pro Deutschland fordert 
außerdem Toleranz und Achtung gegenüber 
denjenigen Ausländern, die als Gäste auf 
Zeit bei uns arbeiten, sowie eine Trennung in 
Freundschaft von jenen, die hartnäckig inte- 
grationsunwillig oder -unfähig sind und/oder 
unsere Sozialsysteme dauerhaft ausnutzen. 


Ausländische Straftäter, die das deutsche 
Gastrecht mißbrauchen, gehören nach Ver- 
büßung ihrer Strafe unverzüglich abgescho- 
ben. Ihnen soll die erneute Einreise nach 
Deutschland lebenslang verweigert werden. 


Vereinigungen von religiösen Fanatikern, 
die das deutsche Grundgesetz mißachten, 
gehören verboten und aufgelöst. Islamisti- 
sche Haßprediger müssen unverzüglich aus 
Deutschland ausgewiesen werden. 


Die Asylverfahren müssen gestrafft werden. 
Rechtsgültige Abschiebungs-Verfügungen 
gegen Scheinasylanten müssen - wie inter- 
national üblich - unverzüglich umgesetzt 
werden. 


